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Zur Frage, welche Hinweispflicht den Hersteller von 
Pflanzenschutzmitteln trifft, wenn er den Abnehmer 
eines seiner Mittel durch eine Beratungsstelle über 
einen umfassenden Pflanzenschutz unterrichtet*
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B U N D E S G E R I C H T S H O F

IM NAMEN DES VOLKES

VIII ZR 309/75 URTEIL

in dem Rechtsstreit

Verkündet am
29. Juni 1977 Mückenhausen 
Justi zange stellte

als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

der Berta Erdbeerplantagen in Br| Nr.

Klägerin und Revisionsklägerin,

- Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt

gegen

die Firma Farbenfabrik B ^ ^ p  AG in LePM M M P ,  vertreten 
durch die Vorstandsmitglieder Herbert GrPBBfMG Hermann 
Böfllp, German Bi^p, Gerhard DJBBBI, Gerhard Fflfe, Otto 
K « sämtlich in Lei

Beklagte und Revisionsbeklagte,
- Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Prof. Dr.



Der VIII. Zivilsenat des Bundesgerichtshofes 
hat auf die mündliche Verhandlung vom 15. Juni 1977 
durch den Vorsitzenden Richter Braxmaier und die Rich­
ter Dr. Hiddemann, Hoffmann, Wolf und Dr. Brunotte

für Recht erkannt:

Auf die Revision der Klägerin wird das 
den Parteien an Verkündungs Statt am 
26. August 1975 zugestellte Urteil des 
14. Zivilsenats des Oberlandesgerichts 
München mit dem Sitz in Augsburg aufge­
hoben.

Die Sache wird zur anderweiten Verhand­
lung und Entscheidung - auch über die 
Kosten der Revision - an das Berufungs­
gericht zurückverwiesen.

Von Rechts wegen

Tatbestand:

Die Klägerin baut auf mehreren großen Plantagen 
Erdbeeren der Sorte "Sf^^-Sef^BB" für den Verkauf an 
Selbstpflücker an. Die Beklagte - ein Unternehmen der che­
misch-pharmazeutischen Industrie - stellt auch Pflanzen­
schutzmittel (Pestizide) her, - unter ihnen das seit 1958 
auf dem Markt befindliche Insektizid nFoflHB-öln. In dem
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Pflanzenschutzverzeichnis der Biologischen Bundesanstalt 
B r a f l H H ^ B  für das Jahr 1966 ist es als Austrieb spritz­
mittel für die Bekämpfung überwinternder tierischer Schäd­
linge im Obst- und Weinbau ausgewiesen. In den 1966 her­
ausgegebenen Werbeschriften und Gebrauchsanweisungen hat 
die Beklagte das Präparat, das mit bestimmten Mitteln zur 
Bekämpfung pilzlicher Krankheiten (Fungiziden) gemischt 
werden könne, auch für die Anwendung im Erdbeeranbau 

" empfohlen. - Zur Kundenberatung und Verkaufsförderung 
unterhält die Beklagte ein Netz von Beratungsstellen für 
den Pflanzenschutz. Leiter der für die Klägerin örtlich 
zuständigen Beratungsstelle war seit 1936 der
Dipl. Landwirt Dr. SchMP. Dieser traf am 3* März 1966 
mit dem Sohn der Klägerin, die damals die Umstellung ihres 
Pflanzenschutzes ausschließlich auf Erzeugnisse der Beklag­
ten in Erwägung zog, zusammen. Die Einzelheiten dieses Ge­
sprächs, in dem Dr. S c h A P  den Sohn der Klägerin über ei­
nen sachgemäßen Einsatz von Pflanzenschutzmitteln beriet, 
sind streitig. Noch am selben Tag bestellte die Klägerin 
bei der Beklagten 15 Behälter MFoÄBÄ-ölw ä 10 1 zum Prei­
se von insgesamt 1 080 DM. Am 18. April 1966 spritzte sie 
ihre Anpflanzungen mit dem von der Beklagten gelieferten 
"Foü^BP-öl", das sie im Tank mit dem von einer anderen 
Firma hergestellten und gelieferten Fungizid "HoV-FiflHfc- 
Grün” gemischt hatte, nachdem sie zuvor in einem gesonder­
ten Arbeitsgang die Plantagen mit dem seit 1963 im Handel 
befindliche, von der Firma Cfll-Ghergestellten und 
vertriebenen Unkrautvertilgungsmittel (Herbizid) "TeflHB” 
gespritzt hatte. Am 22./23. April 1966 herrschte in dem 
Anbaugebiet mäßiger Nachtfrost. Am 24. April 1966 traten 
an den Erdbeerpflanzen ,rVerbrennungen” auf, die zu Wachs­
tumsstörungen und einem - der Höhe nach umstrittenen - 
Minderertrag führten.
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Die Klägerin beziffert diesen Ausfall für das 
Jahr 1966 auf 168 232 DM und nimmt auf dessen Ersatz 
die Beklagte mit der Begründung in Anspruch, diese habe 
mit dem wFo®H®-ölM ein Mittel ausgeliefert, das zumin­
dest bei nachfolgendem Frost und außerdem bei dem Zusammen­
treffen mit dem Herbizid NT e M M ^ '  zur Schädigung der Erd­
beerpflanzen geführt habe. Die Schädlichkeit des Mittels 
habe die Beklagte angesichts der schon im Jahre 1966 und 
bereits früher veröffentlichten verschiedenen Warnungen 
in Fachzeitschriften kennen müssen und ihr - der Klägerin - 
anläßlich der Beratung am 3* März 1966 nicht die gleich­
zeitige Anwendung des "TeflHV empfehlen dürfen.

Die Beklagte bestreitet eine derartige Empfeh­
lung. Von dem beabsichtigten Einsatz von habe
Dr. Schäfer nichts gewußt. Im übrigen sei HFoBBB-ölw 
ein wirksames, pflanzenverträgliches und temperaturunab­
hängiges Insektizid. Daß es bei gleichzeitiger Anwendung 
mit " T e B B ^ 1 - einem 1966 noch wenig gebräuchlichen 
Herbizid - an den Erdbeerpflanzen möglicherweise zu Schä­
den kommen könne, sei damals in Wissenschaft und Praxis 
unbekannt gewesen, überdies beruft sich die Beklagte auf 
Verjährung und Verwirkung.

Mit ihrer 1967 erhobenen Klage nimmt die Kläge­
rin die Beklagte auf Schadensersatz in Höhe von 168 232 DM 
nebst Zinsen in Anspruch. Während das Landgericht - und 
zwar unter Berücksichtigung eines Mitverschuldens der 
Klägerin von 20 % - die Beklagte verurteilt hat, der 
Klägerin dem Grunde nach 80 % des Ernteausfalls zu er­
setzen, hat das Berufungsgericht die Klage abgewiesen.
Mit ihrer Revision, deren Zurückweisung die Beklagte be­
antragt, erstrebt die Klägerin die Wiederherstellung des 
erstinstanzlichen Urteils.
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Entscheidungsgründe:

I, Nach den Feststellungen des Berufungsgerichts 
führt das Spritzen von Erdbeerpflanzen mit MFo^^BB-öln 
weder allein noch in Verbindung mit nachfolgendem Frost 
zu einer nachhaltigen Schädigung oder zu einem nennens­
wertem Ertragsausfall, Den geringfügigen und lediglich 
vorübergehenden Wachstumsschock unmittelbar im Anschluß 
an die Spritzung nähmen die Käufer - so meint das Beru­
fungsgericht - im Interesse der Wirksamkeit des Mittels 
hin. Dagegen könne die gleichzeitige Anwendung des In­
sektizids "FoBHB-öl" und des Herbizides "TeMHft"
- wie hier - schwere irreparable und mit einem Ernteaus­
fall verbundene Schäden zur Folge haben, die durch nach­
folgenden Frost noch verstärkt würden. Gleichwohl sei die 
Beklagte nicht zum Schadensersatz verpflichtet, weil we­
der sie noch den Dipl. Landwirt Dr. S c h M B  als ihren Er­
füllungsgehilfen im Rahmen ihrer Beratungspflicht - gleich­
gültig ob aufgrund eines besonderen Beratungsvertrages 
oder einer entsprechenden kaufvertraglichen Nebenpflicht - 
ein Verschulden treffe. Die von der Klägerin beabsichtig­
te Anwendung von nT e f l 0 "  sei der Beklagten nicht bekannt 
gewesen. Dr. SchflMP habe auch nicht damit rechnen müssen, 
daß die Klägerin überhaupt chemische Unkrautvertilgungs­
mittel und sogar das damals noch ungebräuchliche nT e W  
verwenden werde. Überdies sei sie zu einer Warnung vor 
der gleichzeitigen Verwendung von "TeflHW* und "FoflHR- 
Ö1M deswegen nicht verpflichtet gewesen, weil nach dem 
damaligen Erkenntnisstand von Wissenschaft und Praxis 
die Unverträglichkeit beider Mittel unbekannt gewesen sei 
und sie zur Durchführung von etwaigen Versuchen keine 
Veranlassung gehabt habe.
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II. Diese Ausführungen des Berufungsgerichts 
halten nicht in allen Punkten einer rechtlichen Nachprü­
fung stand.

1• Ohne Rechtsfehler stellt das Berufungsge­
richt - gestützt auf die insoweit übereinstimmenden gut­
achtlichen Äußerungen des in beiden Tatsacheninstanzen ge­
hörten gerichtlichen Sachverständigen Prof. Dr. BÖnflfe 
und des im Berufungsrechtszug zum Obergutachter bestell­
ten Präsidenten der Biologischen Bundesanstalt für Land- 
und Forstwirtschaft Prof. Dr. ScflHIfc - fest, daß das 
von der Beklagten gelieferte "FoBH^^-öl" ein für die 
Bekämpfung von überwinternden Insekten wirksames Mittel 
ist und weder allein noch im Zusammenwirken mit nachfol­
gendem Frost im Normalfall zu DauerSchäden an den Erd- 
beerpflanzen führt. Soweit die Spritzung mit Pestiziden 
ganz allgemein - und so auch die Behandlung mit "Folidol- 
ölw - einen Wachstumsschock der behandelten Pflanzen zur 
Folge hat, handelt es sich nach der übereinstimmenden, 
auch von der Klägerin nicht in Zweifel gezogenen An­
sicht beider Sachverständiger um eine vorübergehende 
Wachstumshemmung, die den Ertrag nicht nachhaltig beein­
flußt und von den Verwendern derartiger Pflanzenschutz­
mittel im Interesse einer wirksamen Schädlingsbekämpfung 
hingenommen wird. Bei dieser Sachlage scheidet eine auf 
das Inverkehrbringen eines gefährlichen Mittels gestütz­
te - vertragliche oder deliktische - "Produzentenhaftung" 
der Beklagten jedenfalls unter diesem Blickwinkel aus.

2. Andererseits stellt das Berufungsgericht 
- gestützt auf die übereinstimmenden Ausführungen bei­
der Gutachter - ebenfalls rechtsfehlerfrei fest, daß
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"TeflBHfc" und MFoBM®-öln aus Gründen, über die auch 
heute noch keine wissenschaftlich gesicherte Klarheit 
besteht, unverträglich sind und bei etwa gleichzeitiger 
Anwendung Dauerschaden auslösen können, die durch nachfol­
genden Frost möglicherweise noch verstärkt werden. So war 
es auch hier. Wenn das Berufungsgericht gleichwohl eine 
Haftung der Beklagten schlechthin verneint hat, so beruht 
dies darauf, daß es an die dem Hersteller von Pflanzen­
schutzmitteln im Rahmen einer vertraglich übernommenen 
Beratung obliegende Aufklärungspflicht zu geringe An­
forderungen gestellt hat.

3. a) Dabei geht es nicht so sehr um die all-igemeine Frage, ob und unter welchen Voraussetzungen Her­
steller - diese unter dem Gesichtspunkt einer sogen. In­
struktionshaftung - und Verkäufer eines gefährlichen 
Mittels - diese aus kaufrechtlicher Nebenpflicht - auch 
ohne besondere vertragliche Vereinbarung gehalten sind, 
den Endverbraucher bzw. Käufer auf das mit der Verwen­
dung des Mittels verbundene Risiko hinzuweisen (BGH Urteile 
vom 14. April 1959 - VI ZR 95/58 = VersR 1959, 523 und 
vom 20. Oktober 1959 - VI ZR 152/58 = VersR I960, 342; 
Senatsurteil vom 19* Februar 1975 - VIII ZR 144/73 =
BGHZ 64, 46 m.w.Nachw.). Andererseits trifft aber auch 
die Entscheidung des Bundesgerichtshofs vom 5. Novem­
ber 1955 (VI ZR 199/54 = VersR 1955, 765 = BB 1955,
1109), nach der der Hersteller eines Insektenvernichtungs­
mittels nicht verpflichtet ist, den Verwender auf die von 
diesem Mittel auch den nützlichen Insekten drohenden Ge­
fahren hinzuweisen, nicht den vorliegenden Fall. Hier 
hatte die Beklagte - zwar unentgeltlich, aber doch er­
sichtlich im Interesse einer wirksamen Werbung und Ver­
kaufsförderung - durch Einrichtung eines Netzes von Be­
ratungsstellen eine umfassende Beratung über den Ein-
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satz von Pflanzenschutzmitteln angeboten, - ein Ange­
bot, das die an einer Umstellung ihres Pflanzenschutzes 
ausschließlich auf Präparate der Beklagten interessier­
te Klägerin angenommen hatte. Es war daher zwischen den 
Parteien zu vertraglichen Beziehungen gekommen, die die 
Verpflichtung der Beklagten zu einer umfassenden, über 
die Grenzen der allgemeinen Warnungspflicht im Rahmen 
der Produzentenhaftung weit hinausgehende Beratung und 
Aufklärung zum Gegenstand hatten. Im Rahmen dieser Be­
ratung spf licht hatte die Beklagte - und zwar durch den 
für sie als Erfüllungsgehilfen tätig gewordenen Dipl. 
Landwirt Dr. (§ 278 BGB) - der Klägerin nicht
nur das Für und Wider und die Rentabilität des Einsatzes 
der einzelnen Mittel, sondern auch die Risiken ihrer An­
wendung - etwa im Hinblick auf die Robustheit der zu be­
handelnden Pflanzen, die zu erwartenden Witterungsein­
flüsse oder das Zusammentreffen mit anderen Pflanzen­
schutzmitteln eigener und fremder Herstellung - darzu­
legen.

b) Es kommt daher auf die vom Berufungsge­
richt in den Vordergrund seiner Erörterungen gestellte 
Frage, ob Dr. SchflHP die gleichzeitige Verwendung von 
,fT e ® H W  bekannt war, nicht entscheidend an. Daß die 
Häufung mehrerer chemischer Mittel beim Pflanzenschutz 
- im vorliegenden Fall wurde die Fläche zunächst mit 
einem Herbizid und kurze Zeit später mit einem Insekti­
zid, in der Tankfüllung vermischt mit einem Fungizid, 
behandelt - zu Unverträglichkeiten und damit zu Schädi­
gungen an den Pflanzen führen kann, zieht auch die Be­
klagte nicht in Zweifel. Dann aber wäre Dr. S c h S B  ver­
pflichtet gewesen, sich bei der Beratung zunächst Gewiß­
heit über den von der Klägerin in Aussicht genommenen son-
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stigen Einsatz von Pflanzenschutzmitteln zu verschaffen. 
Ob sich diese Verpflichtung aus einem selbständigen Be­
ratungsvertrag (§§ 305, 676 BGB) oder als Nebenpflicht 
aus dem Kaufvertrag ergab, kann jedenfalls im vorliegen­
den Zusammenhang dahingestellt bleiben; denn für den Um­
fang der Sorgfaltspflicht und damit die Frage des Ver­
schuldens ist die rechtliche Einordnung dieser vertrag­
lichen Verpflichtung nicht von Bedeutung.

3. Gleichwohl kann der Beklagten die Ver­
letzung einer konkreten Hinweispflicht deswegen nicht 
angelastet werden, weil sie, auch wenn ihr die gleich­
zeitige Verwendung des Herbizids "Teflim" durch,.die 
Klägerin bekannt gewesen wäre, keine Veranlassung ge­
habt hätte, von der Anwendung des wFo®BB-ölsw abzu­
raten, sie insoweit also kein Verschulden trifft.

a) Daß die Beklagte im März 1966 die Unver­
träglichkeit beider Mittel gekannt hätte, behauptet die 
Klägerin selbst nicht. Das Berufungsgericht stellt aber 
auch - und zwar gestützt auf die oben genannten Gutach­
ten der beiden gerichtlichen Sachverständigen - rechts­
fehlerfrei fest, daß im damaligen Zeitpunkt weder in der 
Wissenschaft noch in der Praxis Bedenken gegen die 
gleichzeitige Verwendung beider Mittel bestanden. Erst 
Mitte 1966 - und damit nach dem hier streitigen Vorgang 
erschienen in Fachzeitschriften erstmals Vorbehalte, die 
dann allerdings der Beklagten bzw. Dr. SchflBfc Veran­
lassung zu einer Warnung gegeben hätten (vgl. BGH Ur­
teil vom 18. Oktober I960 - VI ZR 8/60 = VersR I960, 
1095). Soweit die Revision in diesem Zusammenhang als 
übergangen rügt, daß nach Behauptung der Klägerin be-



reits 1963 nach der Anwendung von MFoBH®-öl,f in Erd­
beerkulturen im BüflHI Tal beträchtliche Schäden aufge­
treten seien, hat das Berufungsgericht dieses Vorbringen 
zu Recht als unsubstantiiert unberücksichtigt gelassen; 
denn weder das Vorbringen der Klägerin in den Tatsachen­
instanzen noch das von ihr in der mündlichen Verhandlung 
vom 13* Februar 1974 überreichte Schreiben des Pflanzen­
schutzamtes Bezirksstelle B ü ®  vom 22. Mai 1970 gaben 
einen hinreichenden Anhalt dafür, daß gerade die gleich­
zeitige Verwendung von nFofli^ft-ölN und "TeflHB" * und 
nur um diese Frage geht es im vorliegenden Zusammenhang - 
zu den behaupteten Schäden an den Erdbeerpflanzen ge­
führt haben soll. Der weitere Hinweis der Klägerin, in 
der Schwflfe seien nach wie vor Austriebsmittel für Erd­
beeren überhaupt nicht zugelassen, besagt nichts für die 
hier allein interessierende Frage der Verträglichkeit von 
"TeflB^" und "FoBHB-Ol"; und das gilt auch für den 
- weitgehend selbstverständlichen - Hinweis des Pflanzen­
schutzamtes Ha^^^p für das Jahr 1966, die chemische 
Unkrautbekämpfung müsse so vorsichtig durchgeführt werden, 
daß die Erdbeerpflanzen nicht geschädigt oder geschwächt 
würden. Daß schließlich Spritzungen mit Pestiziden zu 
einem - wie oben dargelegt - vorübergehenden und von den 
Verwendern im Interesse einer wirksamen Schädlingsbe­
kämpfung hinzunehmenden Wachstumsschock der behandel­
ten Pflanzen führen konnten, war der Klägerin jedenfalls 
hinsichtlich des von ihr am 18. April 1966 ebenfalls ver­
wendeten Pilzbekämpfungsmittels "H^p-FiPB^-Griin", wie 
ihr Sohn bei seiner Anhörung am 20. Dezember 1971 (GA Bl. 
108) eingeräumt hat, bekannt; eines Hinweises auf diesen 
Umstand durch den Dipl. Landwirt Dr. S c h ! b e d u r f t e  
es mithin nicht.
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b) Die sich in diesem Zusammenhang stellende 
und auch von der Revision angeschnittene Frage, ob ein 
Hersteller von Pflanzenschutzmitteln, wenn er vertrag­
lich eine Beratung über ihren zweckmäßigen Einsatz über­
nimmt, allgemein sich zuvor durch eigene Versuche über 
die Verträglichkeit mit anderen, gleichzeitig zu ver­
wendenden Mitteln anderer Hersteller Gewißheit verschaf­
fen muß, bedarf hier keiner abschließenden Prüfung und 
entzieht sich angesichts der Vielfältigkeit der in Be­
tracht kommenden Sachverhalte wohl auch weitgehend ei­
ner generalisierenden Beantwortung. Berücksichtigt man 
die - sinnfällig sich aus dem amtlichen Pflanzenschutz­
verzeichnis 1966 ergebende - Vielzahl der auf dem^Markt 
befindlichen und ständig neu in den Handel kommenden 
Pflanzenschutzmittel verschiedenartiger chemischer Zu­
sammensetzung und Zweckbestimmung, und berücksichtigt 
man weiterhin, daß diese Pflanzenschutzmittel in ihrer 
jeweiligen Kombination ganz unterschiedlich nicht nur 
auf die einzelnen Pflanzengattungen, sondern innerhalb 
dieser Gattungen auch auf die einzelnen Sorten wirken 
können und diese Wirkung schließlich vom jeweiligen An­
baugebiet und insbesondere den dort bestehenden klima­
tischen Bedingungen abhängen kann, so leuchtet ein, daß 
der Hersteller eines Pflanzenschutzmittels nicht ver­
pflichtet sein kann, ohne besonderen Anlaß .jedes Mittel 
eines anderen Herstellers durch Versuche auf die Ver­
träglichkeit mit den eigenen Mitteln zu überprüfen. Et­
was anderes mag dann gelten, wenn die Verwendung des 
anderen Pflanzenschutzmittels so allgemein gebräuchlich 
ist, daß eine etwaige Unvertäglichkeit einen risikolosen 
Einsatz des eigenen Mittels weitgehend ausschließen wür­
de. Einer weiteren Vertiefung bedarf diese Frage hier je-
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doch nicht. Das Herbizid "TeflBV - erst seit 1963 auf 
dem Markt - spielte nach den Feststellungen des Beru­
fungsgerichts vor Mitte 1966 nur eine unbedeutende, un­
tergeordnete Rolle. Jedenfalls bei einer solchen Sachla­
ge stellte es aber keinen Verstoß gegen die Sorgfalts­
pflichten der Beklagten dar, wenn diese, solange sich 
keinerlei Anhaltspunkte für eine etwaige Unverträglich­
keit zeigten, keine eigenen Versuche über das Zusammen­
wirken der gleichzeitig oder in geringem zeitlichen Ab­
stand bei denselben Pflanzen verwendeten Mittel "TeflBB” 
und "FoBB^-öl" durchführte. Daß das damals wesentlich 
gebräuchlichere, von wieder anderen Firmen (Schefl^ 
u.a.) hergestellte Herbizid "SiflBfe” ebenfalls gegen­
über dem " F o M - ö l 11 unverträglich gewesen wäre, hat die 
Klägerin in den Tatsacheninstanzen nicht behauptet.

c) Da das Berufungsgericht ausdrücklich fest­
stellt, daß die Unverträglichkeit beider Präparate im 
März 1966 nicht vorhersehbar war und damit ein Verschul­
den der Beklagten entfiel, kommt es in diesem Zusammen­
hang auf die Frage der Beweislastverteilung hinsicht­
lich des Verschuldens (§ 282 BGB) nicht an. Aus den 
gleichen Gründen kann auch dahingestellt bleiben, ob es 
sich bei der Unverträglichkeit des MFofBHB-ölw gegen­
über "TeflBW um einen Mangel im Sinne des § 439 Abs.
1 BGB und damit bei dem Ertragsausfall um einen unter 
dem Gesichtspunkt der positiven Vertragsverletzung er­
stattungsfähigen Mangelfolgeschaden gehandelt hat. Für 
die Annahme schließlich, daß die Beklagte der Klägerin 
die Verträglichkeit zugesichert habe (§§ 459 Abs. 2,
463 BGB), fehlt es nach dem vom Berufungsgericht fest­
gestellten Sachverhalt an jedem Anhaltspunkt.
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4. Kann es mithin der Beklagten nicht als Ver­
letzung der von ihr übernommenen Beratungspflicht ange­
lastet werden, daß Dr. SchflBD die Klägerin nicht auf die 
Unverträglichkeit zwischen "TeflBW und NF o H B - ö l n 
hingewiesen hat, so ergibt sich - und das hat das Beru­
fungsgericht nicht geprüft - gleichwohl eine Haftung der 
Beklagten u.U. daraus, daß Dr. Sch9l9 den Sohn der Kläge­
rin nicht ganz allgemein über die Risiken unterrichtet hat, 
die eine gleichzeitige Verwendung mehrerer Pflanzenschutz­
mittel mit sich bringt.

a) Daß das kombinierte wie auch das nahezu 
gleichzeitige Spritzen mit unterschiedlichen Mitteln die 
Gefahr einer - wenn auch u. U. nicht voraussehbaren - Schädi­
gung durch Unverträglichkeiten (sogen, synergistische 
Wirkung) mit sich bringen kann, zeigt nicht nur der vor­
liegende Fall. Auch die Beklagte hat in der mündlichen 
Verhandlung vor dem Senat darauf hingewiesen, daß sie sich 
gerade im Hinblick auf diese Möglichkeiten darauf beschränkt 
und beschränken muß, in den Gebrauchsanweisungen zu ihren 
Pflanzenschutzmitteln die Verträglichkeit mit anderen Mit­
teln jeweils positiv anzugeben. Es gehört aber zum Inhalt 
einer umfassenden Beratung, wie sie die Klägerin hier bei 
der Beklagten in Anspruch genommen hat, daß der Verwender 
auch über diese - nicht nur theoretisch bestehenden - Risi­
ken aufgeklärt wird. Erst wenn er sie kennt, kann er sach­
gerecht darüber entscheiden, ob er sie im Interesse einer 
möglichst wirksamen und umfassenden Schädlingsbekämpfung 
oder aus Gründen der Zeit- und Arbeitsersparnis auf sich 
nehmen will. Ob diese Hinweispflicht ganz allgemein beim In­
verkehrbringen und Verkauf derartiger Mittel gilt, bedarf 
hier keiner Entscheidung. Jedenfalls ist sie Inhalt einer 
vertraglich übernommenen besonderen Beratung, in der sich
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der Verwender gerade umfassend über das Für und Wider ei­
nes Pflanzenschutzes nach den verschiedenen Richtungen 
hin unterrichten lassen will.

Im vorliegenden Fall hätte daher Dr. Sch^^P 
- wäre er sich der beabsichtigten gleichzeitigen Anwen­
dung von "TepPBD” bewußt gewesen - den Sohn der Klägerin 
darauf hinweisen müssen, daß zwar keine Anhaltspunkte für 
eine Unverträglichkeit dieses Mittels mit "FoAPP-öl" 
Vorlagen, daß die Beklagte aber in dieser Richtung bisher 
auch keine eigenen Versuche durchgeführt hatte, und daß 
die gleichzeitige Verwendung unterschiedlicher Pflanzen­
schutzmittel - gleichgültig ob in gemischtem Zustand oder ■ 
nacheinander in kurzem zeitlichen Abstand - u.U. zu Schä­
digungen führen könne. Diesen Hinweis hat er versäumt. Ob 
für dieses Unterlassen die Beklagte selbst verantwortlich 
ist, weil sie ihre Beratungsstellen nicht hinreichend deut­
lich auf die Verpflichtung aufmerksam gemacht hat, sich 
jeweils nach der beabsichtigten gleichzeitigen Verwendung 
anderer Pflanzenschutzmittel zu erkundigen und den Ver­
wender auf das allgemeine Risiko einer gleichzeitigen 
Verwendung hinzuweisen, oder ob Dr. S c h ^ ^ a l s  Erfül­
lungsgehilfe der Beklagten (§ 278 BGB) eine an ihn er­
gangene Weisung unbeachtet gelassen hat, ist im vorliegen­
den Zusammenhang ohne rechtlich entscheidende Bedeutung.

i

b) Eine etwaige Haftung der Beklagten für den 
unterlassenen Hinweis setzt allerdings voraus, daß Dr. Sch®- 
P B  bei einer den Gebrauchsanweisungen beider Mittel ent­
sprechenden Anwendung damit rechnen mußte, die Klägerin 
könne u.U. beide Mittel gleichzeitig oder jedenfalls in 
nur geringem zeitlichem Abstand spritzen. Von der Möglich­
keit, daß die Klägerin eines der Mittel außerhalb der
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empfohlenen Zeit anwenden würde, brauchte er dagegen nicht 
auszugehen. Es würde auch die Sorgfaltspflicht überspan­
nen, wollte man von der Beratungsstelle des Herstellers 
eines Pflanzenschutzmittels verlangen, daß er den von ihm 
zu beratenden Verwender ausdrücklich auf die Notwendig- 
keit hinweist, das von einem fremden Hersteller in Ver­
kehr gebrachte Mittel nur entsprechend der diesem Mittel 
beigegebenen Gebrauchsanweisung zu verwenden.

Während die Beklagte in ihrer Gebrauchsanwei­
sung für "FoMHB-ölw u.a. - und nur diese Möglichkeit der 
Anwendung kommt hier in Betracht - eine "Kurzvorblüte- 
Spritzung” von Erdbeeren vorschlägt, ist in der be^ den 
Gerichtsakten befindlichen Verwendungsanleitung für 
"Teflmp11 als Behandlungszeitraum angegeben:

M Bestehende Kulturen im Frühjahr bei Wachstums­
beginn behandeln. Spritzung muß beendet sein, 
wenn die Blütenknospen aus der Rosette in die 
Höhe schießen. ”

Der Senat vermag nicht aus eigener Sachkunde 
zu entscheiden, ob sich beide Behandlungszeiträume über­
schneiden und demgemäß Dr. SclrfHI mit der gleichzeitigen 
Verwendung der Mittel rechnen mußte. Das Berufungsgericht, 
an das die Sache aus diesem Grunde zurückverwiesen werden 
muß, wird diese Prüfung - und zwar zweckmäßig unter Bei­
ziehung eines Sachverständigen - nachzuholen haben.

c) Sollte sich danach ergeben, daß Dr. Schäfer 
zu einem Hinweis auf das allgemeine Risiko verpflichtet 
war, so käme es auf die vom Berufungsgericht am Ende sei­
ner Entscheidungsgründe angeschnittene, aber nicht ab­
schließend geprüfte Frage an, ob die Klägerin trotz eines



solchen Hinweises das Risiko auf sich genommen hätte. Blie­
be diese - nur hypothetisch zu beantwortende - Frage offen, 
so würde die Beweislast dafür, daß die Klägerin einen Hin­
weis des Dr. SchHMt auf das allgemeine Risiko unbeachtet 
gelassen hätte, die Beklagte treffen (vgl. BGHZ 64, 46,
51 f m.w.Nachw.).

d) Eine Verjährung der hier geltend gemachten 
Schadenersatzansprüche, auf die sich die Beklagte hilfs­
weise beruft, scheidet schon deswegen aus, weil die Hin­
weispflicht, auch wenn es sich um eine kaufvertragliche 
Nebenpflicht handeln würde, sich nicht auf einen Mangel 
(§ 459 BGB) bezieht und damit die normale Verjährungs­
frist von 30 Jahren (§ 195 BGB) maßgebend wäre (vgl. Se­
nat surteil vom 19* Oktober 1964 - VIII ZR 20/63 = LM BGB 
§ 477 Nr. 7 = NJW 1965, 148). Auf eine Verwirkung eines 
etwaigen Schadensersatzanspruchs könnte sich die Beklag­
te schließlich deswegen nicht mit Erfolg berufen, weil 
die Klägerin - auch für die Beklagte erkennbar - den 
Rechtsstreit deswegen zwischenzeitlich längere Zeit nicht 
betrieben hat, weil sie im Interesse einer wirksamen 
Rechtsverfolgung langfristige Anbauversuche vorgenommen 
hat.



III. Das angefochtene Urteil konnte mithin kei 
nen Bestand haben. Die Sache war daher an das Berufungsge 
rieht zurückzuverweisen, dem auch die Entscheidung über 
die Kosten des Revisionsverfahrens obliegt.

Braxmaier Dr. Hiddemann Hoffmann
Wolf Dr. Brunotte
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